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20. Feministischer Juristinnentag* - Berichte aus den Arbeitsgruppen 

Migrantinnen I 
Die AG 2 zu dem Thema Migrancinnen beschäf­

tigte sich mit zwei Problembereichen, nämlich einer­
seits mit dem eigenscändien Aufenthalcsrechc für 
Ehefrauen und zum zweiten mit der rechtlichen Si­
tuation weiblicher Flüchtlinge nach der Asylrechts­
änderung. 

Die Referentin, Rechcsanwälcin Cornelia Gan­
ten-Lange, scellce zum Thema „eigenständiges Au­
fenrhalcsrechc" zunächst die Geseczessicuacion dar: 
Ein eigenständiges Aufenthalcsrechcr erhält die zuge­
zogene Ehefrau erst dann, wenn die eheliche Lebens­
gemeinschaft vier Jahre rechtmäßig im Bundesgebiet 
bestanden hat, bei Härtefällen drei Jahre. Eine beson­
dere Härte im Sinne des Gesetzes liege allerdings nur 
dann vor, wenn die Frau bei ihrer Rückkehr ins 
Heimatland schwerwiegende achceile hinnehmen 
müßte. Dies heißt, daß es völlig unerheblich ist, aus 
welchen Gründen sich die Frau hier getrennt hac. 

Sehr interessant isc folgendes: In Hamburg hat es 
Gespräche zwischen dem Frauenhaus und der Auslän­
derbehörde gegeben, Ergebnis war, daß die Behör­
denvercrecer zugesichert haben, bei diesen Härtefällen 
zu überprüfen, ob eine Aufenthalcsbefugnis aus hu­
manitären Gründen nach§ 30 IIAuslG erteile werden 
kann. Dies soll auch, trotz§ 30 V AuslG, dann gelten, 
wenn die Frauen im Asylverfahren waren. 

Darauf hingewiesen wurde noch, daß derzeit ein 
bereits im Bundestag verabschiedeter Gesetzesent­
wurf des Landes RW vorliege, der eine nicht mehr 
friscgebundene Härtefallregelung vorsiehe. Des wei­
teren liege ein Gesetzentwurf von PDS und Grünen 
vor, der ein eigenständiges Aufenchaltsrechc von An­
fang an vorsiehe. 

Zum Thema „rechtliche Sicuacion weiblicher 
Flüchtlinge" wies die Referentin darauf hin, daß der 
Flüchtlingsbegriff der Genfer Flüchtlingskonvention 
die frauenspezifische Verfolgung bisher nicht als asyl­
relevances Merkmal umfaßt. Anläßlich der Verfol­
gung bosnischer Frauen ist allerdings im Bundestag 
die Debatte aufgenommen worden, ob Vergewalti­
gung als solche ein Asylgrund ist. 

In der Rechtsprechung können drei Fallgruppen 
unterschieden werden: 

1) Es wird Asyl gewährt, es wird aber nicht an 
geschlechtsspezifische Merkmale angeknüpft. Bei­
spiel: Der VGH Hessen gewähre assyrischen Chri­
stinnen Asyl, knüpfe aber in der Begründung an die 
Verfolgung wegen der Religionszugehörigkeit an. 

2) Der bayrische VGH hat den Asylantrag einer 
Iranerin abgelehnt, den diese dan,ic begründet hatte, 

S. den Bericht in STREIT 3/94, S. 138 f. 

daß sie bei ihrer Rückehr ins Heimatland die Strafe 
der Auspeitschung wegen nichtehelichen Ge­
schlechtsverkehrs zu befürchten habe. Der Antrag 
wurde abgelehnt, weil es sich dabei nur um Ord­
nungsvorschriften handele und die Strafe nicht an 
asylerhebliche Merkmale anknüpfe. 

3) Eine sehr erfreuliche Entscheidung gab es vom 
VG Ansbach vom 19.2.92 (Az 17 K 9144245): Hier 
wurde die Vergewaltigung einer Rumänin durch den 
Bürgermeister des Ortes als politische Verfolgung an­
erkannt und dies damit begründet, daß dem Asyl reche 
auch das Diskriminierungsverboc zugrundeliege, und 
politische Verfolgung also auch dann vorliege, wenn 
der Scaac Leib oder Leben verletze wegen „politischer 
Aktivitäten, Religionszugehörigkeit ... oder anderer 
von Geburt an unverfügbarer Merkmale". 

Assesorin Gisela Weber, Dortmund 

Ungeschützte Arbeitsverhältnisse, Auswirkungen 
auf Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Rente 

Die Referentinnen Eva Kocher und Frauke· 
Schmeling, beide DGB-Referentinnen aus Ham­
burg, gaben einen Überblick über die rechtliche Si­
tuation in ungeschützten Arbeicsverhälcnissen und 
die Konsequenzen für die Frauen, die in diesen Ar­
bei tsverhäl cn issen stehen. 

Immer mehr sozialversicherungspf1ichtige Ar­
beitsplätze werden durch sozialversicherungsfreie Be­
schäftigungsverhältnisse verdränge, so z.B. im Einzel­
handel (Kaufuäuser). 

In der BRD (alte und neue Bundesländer) arbei­
ten z.Zc. drei Millionen Beschäftigte sozialversi­
cherungsfrei (nicht mehr als 15 Arbeitsstunden wö­
chentlich und bis zu 560,- DM Einkommen monat­
lich,§ 8SGB IV); 68 % sind Frauen. 

Sie erwerben weder Rentenanwartschaften, noch 
zahlen sie Beiträge zur Kranken- und Arbeitslosen­
versicherung. Voraussetzung für die Gewährung ei­
ner AJtersrente ist eine sog. Wartezei; von mindestens 
fünf Jahren, die in § 50 SGB VI als Mindestversi­
cherungszeit gesetzlich normiert ist. Zwar wird Frau­
en ab dem 1.1.1992 für die Geburt eines Kindes über 
einen Zeitraum von drei Jahren (vor dem 1.1.1992 
nur für ein Jahr) ein Entgelcpunkc von 0,75 ange­
rechnet. Ein Wehrpflichtiger erhält jedoch bezeich­
nenderweise einen Entgeltpunkt von 1,0 pro Jahr 
Grundwehrdiensc. Im Falle der Erwerbsunfähigkeit 
der Frau müssen gemäß §§ 44 i.Y.m. § 43 III, IV 
SGB VI in den leczcen fünf Jahren vor Eintritt der 
EU drei Jahre Pf1ichcbeicragszeiten vorhanden sein. 
Diese Pf1ichcbeicragszeiten werden bei Kindererzie­
hung als sog. Kinderberücksichcigungszeicen um 
höchstens 10 Jahre verlängert, so daß die Frau in den 
letzten 15 Jahren drei Jahre Pf1ich tbei träge ei ngezahl c 
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haben muß. Diese Kinderberücksichrigungszeiren 
werden jedoch bei mehreren Kindern der Frau nicht 
addiere. 

Nach dem bestehenden Sozialversicherungssy­
stem der BRD, das im Gegensatz beispielsweise zu 
Dänemark oder Großbritannien keine Grundrente 
gewähre, isr daher die Erlangung einer „normalen" 
Rente nur bei durchgängiger Beitragsleisrung mög­
lich. Dieses Sysrem entspricht nichr der Lebenswirk­
lichkeit von Frauen. 

Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Arbeirs­
losenhilfe der Frau entfallt, wenn drei Jahre seit ihrem 
lerzren sozialversicherungspflich eigen Arbei rsverhälr­
n is vergangen sind. 

Die sozialversicherungsfreien, ungeschützten Ar­
bei rsverhäl misse wirken sich daher faral auf die sozia­
le Absicherung von Frauen aus. 

achdem der Europäische Gerichrshof bereirs 
darüber entschieden har, daß§ 1 III r. 2 des Lohn­
fortzahlungsgesetzes rechrswidrig ist, d.h. eine Lohn­
fortzahlungspflicht auch für nicht sozialversi­
cherungspflichrige Be chäfrigre gilr, wurde dem 
EUGH nunmehr die Rechtsfrage zur Entscheidung 
vorgelegr, ob sozialversicherungsfreie Beschäfti­
gungsverhältnisse gegen Are. 2 der Richrlinien des 
Rares der EG versroßen, nach dem eine sog. mittel­
bare Diskriminierung aufgrund des Geschlechres 
nichr erfolgen darf. 

Selbsr wenn der Europäische Gerichrshof sozial­
versicherungsfreie Arbeirsverhälmisse als mirrelbar 
di kriminierend für rechtswidrig hälr, srellc sich die 
Frage, ob diese Entscheidung die soziale Absicherung 
von Frauen entscheidend verändern würde, da zu 
befürchren isr, daß die Arbeirgeber - vor allem im 
Reinigungsgewerbe - dazu übergehen, mir den be­
rroffenen Frauen selbsrändige Werkverträge abzu­
schließen. 

RAin Sigrid Michaelis, Donmund 

Zuweisung der Ehewohnung 
an mißhandelte Ehefrauen und Kinder 

Die Referentinnen, Jucra Franke vom 2. Ham­
burger Frauenhaus und Simone Heller, Rechrsanwäl­
rin aus Hamburg, erläurerren zunächsr ausführlich 
die derzeirige Rechrslage (§ 13616 BGB) und wiesen 
auf folgende Probleme hin: 
- die Regelung gilr nur für Ehefrauen, nicht für 
mißhandelte Frauen aus nichrehelichen Lebensge­
mei nschafren - dort wird aber nicht weniger mißhan­
delt als in Ehen, 
- der Begriff „schwere Härre" isr ungeeigner, weil 
u.a. zu unbestimmt, und infolgedessen isr in der 
Praxis eine relariv willkürliche und frauenverachren­
de Auslegung des Begriffes zu beobachten. Die be­
troffenen Frauen müssen i.d.R. erheblicheMißhand-
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lungen u.a. vorweisen, um eine für sie positive Ent­
scheidung des Gerichrs zu e1wirken, 
- die Beweislasr für das Vorliegen einer besonderen 
Härre rrägr die Antragstellerin - Mißhandlungen 
und Bedrohungen finden jedoch fasr ausnahmslos im 
Verborgenen srarc. 

Die Referentinnen srellren an chließend verschie­
dene Entwürfe zur Änderung des§ 13616 BGB vor, 
u.a. einen der Frauenministerkonferenz sowie einen, 
der von der GAL Hamburg als Forschungsarbeir in 
Aufrrag gegeben wurde. 

Abschließend wurde eine Resolurion des 20. fern. 
J urisrinnentages beschlossen, die wir nachfolgend 
au zugsweise dokumentieren. 

RAin lrike Brei!, Dortmund 

Resolution (Auszüge) 
Eine Verbesserung des Rechtsschutzes mißhandelter Ehe­

frauen und ihrer Kinder könnte durch folgende Änderungen des 
§ 1361 b BGB erreiche werden: 

1. Der Begriff des Kindeswohls sollte in den Gesetze worclauc 
aufgenommen werden, damit eigene Interessen der Kinder bei der 
Entscheidung stärker berücksichtige werden können. 

2. Im Gesetzestext sollte klargescellc werden, daß jede 
Mißhandlung eine „Härte" bedeutet, die grundsätzlich für eine 
Alleinzuweisung ausreiche. 

3. Es sollte eine gesetzliche Tacsachenvermucung eingeführt 
werden, nach der die Beweislast den Ehemann trifft, wenn die 
Ehefrau Tatsachen glaubhaft gemache hac, denen zufolge eine 
hohe Wahrscheinlichkeit für die Wahrheit ihrer Behauprung, von 
dem Ehemann mißhandele worden zu sein, spricht. 

4. Außerdem sollte eine Regelung eingeführt werden, die 
einen wirksamen kurzfristigen Rechtsschutz der Ehefrau ermög­
liche. So könnte dem Ehemann nach Stellung des Zuweisungsan­
trages durch die Ehefrau und Glaubhaftmachung einer Mißhand­
lung aufgegeben werden, die Wohnung unverzüglich zu verlassen 
und für einen bestimmten Zeitraum, z.B. acht Wochen, nicht zu 
betreten. Vor Ablauf des Becrecensverboces sollte eine gerichtliche 
Anhörung der Eheleute scarcfinden, um die weitere vorläufige 
Benurwng der Wohnung zu klären. 

5. Darüber hinaus halten wir folgende Maßnahmen für 
sinnvoll und norwendig: 
- Regelmäßige Fortbildung von Richterinnen und Polizeibeam­
tinnen mit dem Ziel, die für die betroffenen Frauen und Kinder 
bestehende Gefahr ernster zu nehmen und entsprechend zu han­
deln, Mythen über männliche Gewalt als ,,Ausrutscher", verständ­
liche Reaktion in schwierigen Phasen usw,, abzubauen und Ge­
walt in Ehe und Familie nicht mehr als Privatsache anzusehen. 
- Regelmäßige Festnahme und Ingewahrsamnahme des 
Mißhandlers, wenn er nach Begehung einer Körperverletzung 
und/oder Bedrohung der Frau und/eines Kindes angetroffen 
wird, auf der Grundlage des geltenden Polizeirechts oder einzu­
führender spezieller Regelungen. 
- Rechtzeitige Information der betroffenen Frau von der Frei­
lassung de, Mißhandlers. 
- Einführung der Anordnung einer sog. ,,Bannmeile" für den 
Mißhandler, d.h.: Neben der bisher bestehenden Möglichkeit 
eines Betretens-, Belästigungs- oder Mißhandlungsverbocs kann 
dem Mißhandler aufgegeben werden, sich regelmäßigen Aufenc­
halcsorcen der Antragstellerin (Wohnung, Arbeitsplatz, Schule, 
Kindergarten usw.) nicht weiter als bis auf z.B. 100 m zu nähern. 
Betricc der Mißhandler einen öffentlichen oder privaten Ort, an 
dem sich die Ancragscellerin bereits aufhält, hat er diesen sofort 
zu verlassen. 
- Einführung „automatischer" Sanktionen bei Übertretung der 
Zuweisungs- und sie ergänzender Anordnungen, z.B. Festnahme, 
Ordnungsgeld, Ordnungshaft. 
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6. ErgänLend sollte durch eine gesetzliche Regelung klarge­
stellt werden, daß in Fällen, in denen eine Ehefrau Mißhandlun­
gen des Ehemannes an sich selbst und/oder gemeinsamen Kin­
dern glaubhaft gemacht hat, die Mutter vorläufig das Sorgerecht 
für die Kinder erhält. 

RAin Ulrike Brei!, Dorrmund 

Isolationshaft / Aussetzung der Reststrafe für 
Frauen der Rote Armee Fraktion 

Die Referentin, Anke Brenneke-Eggers, Rechts­
anwältin aus Hamburg, vertritt seit Ende 1983 poli­
tische uafgefangene, hauptsächlich Frauen; u.a. 
lrmgard Möller. 

Anwesend war auch Ursula Seifert, die zur Zeit 
Verteidigerin der in Bielefeld inhaftierten Birgit Ho­
gefeld ist. Zur Zeit läuft im Rahmen der üblichen 
Einschüchterungsversuche gegen Verteidigerlnnen 
von RAF-Mitgliedern ein Ermittlungs- und ein Eh­
rengerichtsverfahren gegen sie. 

Momentan sind in gesamrzehn Frauen und sechs 
Männer der RAF inhaftiert. Die meisten wurden zu 
lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt bzw. haben 
noch eine solche zu erwarten. Drei von ihnen sind 
chon seit über 15 Jahren im Knast. Eine ist noch in 

U-Haft wegen der Vorfälle 1993 in Bad Kleinen. 
Von den Frauen sind nur drei nicht zu lebenslänglich 
verurreilt worden, eine wartet noch auf das entspre­
chende Urteil. In nächster Zeit werden noch eine 
Reihe von Prozessen tattfinden, nachdem (ehemali­
ge) RAF-Mitglieder aus dem „DDR-Exil" umfang­
reiche Aussagen gemacht haben. 

lrmgard Möller wurde im ommer 1972 verhaf­
tet. Die er ren viereinhalb Jahre war sie in Einzeliso­
lation. Einzelisolation bedeutet völlige Kontaktlosig­
keit, abgesehen von den Besuchen der trafverteidi­
gerlnnen bzw. naher Angehöriger einmal im Monat. 
Schließerinnen beobachten die Zelle. 

lrmgard Möller ist jetzt in Lübeck in der Klein­
gruppenisolation. Ihr Gesundheitszustand ist sehr 
schlecht. Mittlerweile wurden die Viedokameras ab­
geschafft, Besuche können ohne Trennscheibe emp­
fangen werden, es gibt eine Besuchsgruppe. Aller­
dings findet immer noch die Po tkonuolle statt, die 
regelmäßige Briefwechsel sehr erschwert. Interviews 
von Journalistinnen mit Irmgard Möller werden ab­
gelehnt. 

1) Strafaussetzungsantrag 
Das Strafaussetzungsverfahren läuft seit dem 

Herbst 1992. Andere Gefangene, die bereits 15 Jahre 
inhaftiert sind, haben zur gleichen Zeit einen gleich­
lautenden Antrag gestellt (drei Männer in Celle und 
drei Frauen in Lübeck). Das OLG Düsseldorf hat 
drei der Anträge bereits abgelehnt, mit dem Hauptar­
gument, die Gefangenen hätten die erforderliche 
Mitwirkung verweigert. 

Voraussetzung für die Aussetzung des trafrestes 
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bei lebenslanger Freiheitsstrafe ist gern. § 57a StGB 
u.a. eine günstige Zukunftsprognose. Die uafgefan­
genen haben ich geweigert, hierzu ein psychiatrisches 
Gutachten - da nach dem Wortlaut des Gesetzes 
nicht erforderlich ist - erstellen zu lassen, um insbe­
sondere zu verhindern, daß die entsprechenden ärzt­
lichen Feststellungen sich auch auf ihre politischen 
Überzeugungen erstrecken. Mit einer anderen Be­
gurachrung, z.B. einer kriminologischen, wären die 
Gefangenen einverstanden, eine solche wurde vom 
Gericht jedoch abgelehnt. 

Auf die Beschwerde hin befand der BGH die 
Entscheidung des OLG für richtig, erklärte aber 
auch, daß bei einer derartigen Weigerung das Gericht 
einen Sachverständigen mit der Begutachrung nach 
Aktenlage beauftragen könne. Dieser müsse dann 
beurteilen, ob eine Exploration noch erforderlich sei. 

Bei lrmgard Möller ist der Sachverständige zu 
genau diesem Ergenis gekommen, erklärte also, ohne 
Exploration sei er nicht in der Lage, das Gutachten 
zu erstellen. lrmgard Möller verweigert die Explora­
tion jedoch nach wie vor, will sich aber mit dem 
Sachverständigen über die orwendigkeit derselben 
auseinandersetzen. Das Verfahren dauert bereits sehr 
lange, das Ergebnis ist noch offen. 

Zur Unterstützung lrmgard Möllers hat der Juri­
snnnentag eine entsprechende Resolution verab­
schiedet. 

2) Mehrfachanrechnung verbüßter Isolationshaft 
Gemäß § 51 StGB kann eine im Ausland voll­

streckte Freiheitsstrafe nach dem Ermessen des Ge­
richts angerechnet werden. Grund dafür sind die 
häufig schwereren Haftbedingungen. 

Vorgeschlagen wird daher eine Mehrfachanrech­
nung verbüßter Isolationshaft wegen der auch dabei 
erschwerten Haftbedingungen, al o eine Analogie bei 
besonders schwerer Haft im Inland. Dann müßten 
die Gerichte allerdings diese besonders schweren 
Haftbedingungen als solche anerkeqnen, was bis jetzt 
nicht der Fall ist. 

Petra Haubner, Passau 

Resolution 
Während des 20. Feministischen Juristinnentages 

vom 22. bis 24.4.94 in Kiel wurde über das laufende 
Suafaussetzungsverfahren von lrmgard Möller dis­
kutiert. 

Wegen der langen Haftzeit von inzwischen fast 
22 Jahren unter verschärften Bedingungen, d.h. 
großteils Einzel- bzw. Kleingruppenisolation mit den 
dadurch bedingten erheblichen gesundheitlichen 
Folgen, fordert der 20. Feministische Juristinnentag die 
sofortige Entlassung von Irmgard Möller aus der Haft. 
Insbesondere schließen wir uns der Auffassung der 
Gefangenen an, daß zur Er tellung einer positiven 
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Zukunftsprognose (i.S. des§ 57 f StGB) eine explizit 
psychiatrische Begutachtung nicht erforderlich ist. 
Diese Prognose kann sachgerechter von sozialwissen­
schaftlichen bzw. kriminologischen Gutachterlnnen 
erstellt werden. 

Angesichts der Schärfe der Haftbedingungen und 
dem schlechten Gesundheitszustand darf die Weige­
rung der Gefangenen zur Mitwirkung an einer psych­
iatrischen Exploration bei gleichzeitiger Bereitschaft, 
sich kriminologisch begutachten zu lassen, nicht aus­
schlaggebend für die Entscheidung über eine Haft­
enclassung von lrmgard Möller sein. 
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